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A. RECHTSGRUNDLAGEN

Praambel:

Die Gemeinde Oberbergkirchen erlasst gem. § 2 Abs. 1, §§ 9 und 10 des Baugesetzbuches (BauGB) Neubekanntmachung vom 23.09.2004
(BGBI. I, 2414) in der ab 01.10.2017 geltenden Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBI. |, 3634), Art. 81 der Bayerischen
Bauordnung (BayBO) vom 14.08.2007 zuletzt geandert durch § 2 des Gesetzes vom 12.07.2017, der Baunutzungsverordnung (BauNVO)
Neubekanntmachung vom 27.01.1990 in der ab 01.10.2017 geltenden Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 und Art. 23 der
Gemeindeordnung fur den Freistaat Bayern (GO) vom 22.08.1998 zuletzt gedndert durch Art. 17a Abs. 2 des Gesetzes vom 13.12.2016 diesen

Bebauungsplan als

Satzung

Der Bebauungsplan Nr. 16 ,Gewerbegebiet Ziegelberg I tritt mit der Bekanntmachung gemaf §10 Abs.3 BauGB in Kraft.

ol

Der Bebauungsplan umfasst die innerhalb des gekennzeichneten Geltungsbereichs liegenden Grundstiicke (FI.Nrn. 84, 85, 86, 86/5 Teil, 1745,

1746 Teil, 1747, 1748, 1749 Teil, 2066 Teil Gemarkung Oberbergkirchen).
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B. Planungsrechtliche Festsetzungen mit Planzeichen

Planzeichen Nr.
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— 1.4.1
1.4.2

1.4.3
1.4.31

Titel

Grenzen

Grenze des raumlichen

Geltungsbereiches

Art der baulichen Nutzung
Sondergebiet

"Solarenergie"

MaR der baulichen Nutzung
Grundflache mit Flachenangabe
als Hochstgrenze
Grundflachenzahl

Bauweise,

liberbaubare Grundstiicksflache
Baugrenze

Modulhéhen

Stellplatze und Nebenanlagen

Festsetzungen textlich

|

gem. §11 BauNVO "Sonstige Sondergebiete"

4 B

Zweckbestimmung zur Nutzung erneuerbarer Energie, hier: Nutzung von
Sonnenenergie gem. §11 Abs. 2 BauNVO

Das Sondergebiet soll eingezaunt werden.

Eine Gelandemodellierung in diesem Gebiet ist nur fiir die ErschlieBung und
das Herstellen von Stellplatzen zuldssig. Die bestehenden
Gelandeterrassierungen miissen, soweit fiir die baulichen Einrichtungen
maoglich, erhalten bleiben.

Fir die Bauflache innerhalb der Baugrenze wird eine Grundflachenzahl
von 0,4 festgesetzt.

Festgesetzte Baugrenze auf den Baugrundstiicken.

Die maximal zulassige Modulhdhe der Anlagen in Reihe betragt 3,50m. Die
Einbauhohe der Modulreihe wird gemessen ab dem néachsten festgesetzten
Hoéhenpunkt. Die Module sind nach Méglichkeit mit einer reflexarmen
Oberflache herzustellen.

Mobilfunkanlagen als Nebenanlagen im Sinne von § 14 Abs. 1 BauNVO sind
unzulassig.
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1.6.1
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1.71

1.8
1.8.1

1.8.2

1.9

1.10.1

Flachen fir Gemeinbedarf
sozialen Zwecken dienende Gebaude
und Einrichtungen

Kinderbetreuungseinrichtung
"Kinderhaus"

Verkehrsflachen

offentliche Verkehrsflache besonderer

Zweckbestimmung: Geh- und Radweg

Einfahrtsbereich

Hauptversorgungsleitungen

Stromleitung

Flachen fiir Versorgungsanlagen

"Funkmast" mit Trafogebauden

"Wasserspeicher"

Versickerung von

Niederschlagswasser

Flachen zum Schutz,
zur Pflege und zur Entwicklung
von Boden, Natur und Landschaft

Festgesetzte Griinflache

Im Sondergebiet sind Nebenanlagen wie bspw.
Trafostationen bis zu einer maximalen Héhe von 2,80m zulassig.

Stellplatze, Lagerflachen und Grundstilickszufahrten sind funktionsabhangig
so zu befestigen, dass ein moglichst geringer Abflussbeiwert erreicht wird.
Die Stellplatze sind als wassergebundene Wegedecke herzustellen. Ab einer
Neigung von 8% sind wasserdurchlassige Belage wie Rasenfugenpflaster,
Rasengittersteine oder Schotterrasen zulassig. Die Entwasserung dieser
Flachen darf nicht auf 6ffentliche Flachen erfolgen.

Je angefangene 5 Stellplatze ist ein Baum zu pflanzen.

Die Flache ist fur die Errichtung einer Betreuungseinrichtung fur Kinder
festgesetzt.

Fir den bestehenden "Funkmast" wird ein Einfahrtsbereich fiir eine
wassergebundene Zuwegung festgesetzt. Sie entspricht dem schon
bestehenden Einfahrtsbereich mit Zuwegung.

Die bestehende Strom- und Kommunikationsleitung bleibt erhalten.

Der bestehende Funkmast mit zugehérigen Trafogebauden wird festgesetzt.
Durch das Gelande verlaufen zwei Richtfunktrassen. Die Schutzbereiche
(horizontal und vertikal) sind einzuhalten.

Festgesetze Flache fir einen unterirdischen Wasserspeicher mit den
notwendigen baulichen Anlagen.

Das anfallende Niederschlagswasser ist soweit mdéglich auf den jeweiligen
Grundstiicken zu versickern bzw. zu sammeln und als Brauchwasser wieder
zu verwenden. Die Versickerung ist grundsatzlich eine Gewasserbenutzung
die einer wasserrechtlichen Erlaubnis durch die Kreisverwaltungsbehdrden
bedarf. Hiervon ausgenommen kann Niederschlagswasser in vielen Fallen
genehmigungsfrei versickert werden wenn die Voraussetzungen der
Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) und die
"Technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem
Niederschlagswasser in das Grundwasser (TRENGW) sowie die "Technische
Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in
oberirdische Gewasser" (TRENOG) eingehalten werden.

Fir das nicht versickerbare Niederschlagswasser sind Anlagen wie Mulden,
Mulden-Rigolen oder Rohrrigolensysteme welche das Regenwasser
verzogert, reduziert und gedrosselt in geeignete Systeme abgeben,
einzurichten. Weiter sind auf dem jeweiligen Grundstliick Anlagen zum
Sammeln oder Verwenden, zu erstellen, welche nach dem Ertrag und Bedarf
zu bemessen sind. Dies gilt auch bei wesentlichen Anderungen von

Gebauden.

als Ausgleichsflache mit Entwicklungsziel:
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Entwicklungsziel fir die Flache mit MaBnahmen zur dynamischen
Entwicklung und Herstellung von Pionierstandorten zum Lebensraumerhalt.

1761

"Lebensstatte Bienenfresser"

Entwicklungsziel fir die Flache mit MaBnahmen zur Anbindung der
Artvorkommen in die freie Landschaft

"Vernetzungsbiotop"

Fir weitere Angaben zu den Entwicklungsflachen und das
MaRnahmenkonzept wird auf den Umweltbericht verwiesen.

Flachen fiir die Landwirtschaft
Landwirtschaftliche
Nutzflache

Griinordnung

private Grinflache Norddstlich des Funkmastes wird eine private Griinflache

festgesetzt. Hier ist magerer Landschaftsrasen anzusaen.

Die bestehende Zufahrt zum "Funkmast" kann in diesem Bereich
bestehen und erhalten bleiben. Die Versiegelung der Grinflache darf 25% nicht
Uiberschreiten.

Begriinung allgemein Das Herstellen der Griinflachen und die Pflanzungen sind spatestens bis zur

nachsten Vegetationsperiode nach Fertigstellung der Gebaude vorzunehmen.

Die Baufeldfreimachung ist auf3erhalb der Vogelbrutzeit (01.Méarz bis
30.September) durchzufiihren.

Es ist grundsatzlich autochthones Pflanzgut zu verwenden.

Die entsprechend den Festsetzungen ausgeflihrten Griinflachen sind zu
pflegen und zu erhalten. Die PflegemaRnahmen sind dem Umweltbericht zu
entnehmen.

Der unversiegelte Flachenanteil am Gesamtgrundstiick darf 20% nicht
unterschreiten.

Baumafinahmen sind zum Schutz vorhandener Baume und Straucher so
durchzufiihren, dass sie oberirdisch und im Wurzelbereich keinen Schaden
erleiden.

Die nicht Giberbauten Flachen sind, soweit nicht fir ErschlieRung,
Stellplatzflachen bzw. ansonsten funktional notwendig, als Grinflachen
anzulegen und dauerhaft zu pflegen.

Im Baugenehmigungsverfahren wird fir die Griinflachengestaltung die
Vorlage eines qualifizierten Freiflachengestaltungsplanes gefordert.

Flache zum Anpflanzen

einer Sichtschutzpflanzung Entlang der Westgrenze des Baugrundstiickes "Kinderhaus" ist, wie im Plan
dargestellt, eine mind. 5m breite, dichte Sichtschutzpflanzung mit

standortgerechten, heimischen Laubarten zu pflanzen.

Gehodlzpflanzung Entlang des Geh- und Radweges, ist stid- und nordseitig ab
der bestehendne Zufahrt zur St. 2086 eine truppweise, mehrreihige Gehdlzpflanzung
mit standortgerechten, heimischen Laubartenals Riickzugsmdglichkeit fiir

Zauneindechsen, gem. Plandarstellung vorzusehen.
Ausreichend Wurzelraum fiir die Pflanzung ist sicherzustellen.
Bauliche Gestaltung

Fassade und Dach Als Fassadenbaustoffe und Dachabdeckung sind alle, auer glitzernde und

blendende Materialien zuléssig.

Einfriedungen Sofern Einfriedungen vorgenommen werden, sind nur

sockellose, hinterpflanzte Maschendraht- oder

Drahtgitterzaune mit einer maximalen Hohe von 2,00 m zugelassen. Es ist firr alle
Einfriedungen, ausgenommen jene des Kinderhauses, mindestens ein 10 cm Abstand

zum gewachsenen Boden einzuhalten.

Lichtschachte Offnungen von Lichtschachten sind so zu sichern, dass ein Eindringen von Amphibien

oder Reptilien verhindert wird. (z.B. kleinmaschige Abdeckgitter)
Werbeanlagen Werbeanlagen sind nur am Ort der Leistung zulédssig und bleiben der

Einzelgenehmigung vorbehalten.

Insektenschutz Es sind insektenfreundliche Leuchtmittel zu verwenden.

B.1 Planzeichen als nachrichtliche Ubernahme

_
86/5
4 5.00
v 476,00
77777777 466,00 -

20 m-Linie

re——— ]
[TV

' C. Hinweise durch Text

1.1 bestehende Flurstiicksgrenzen

1.2 Flurstiicksnummer

1.3 MaBangabe in Meter, hier 5,00 Meter

1.4 Hohenpunkt im Bauraum mit Angabe der Héhe in Meter z.B. 476,00 G. NN

1.5 Hoéhenlinie in Meter G.NN Ungefahrer Verlauf der Hohenlinien im Sondergebiet "Solarenergie"

1.5 Bauverbotszone
(20m-Bereich)

1.6 Gebdude Bestand

Laéngs der StaatsstraBe ist entsprechend Eintrag in der Planzeichnung

eine anbaufreie Zone von 20 Meter, gemessen vom Fahrbahnrand, von
Hochbauten jeder Art freizuhalten. Diese Bestimmung gilt auch fiir die

Errichtung von Werbeanlagen. Die Bestimmungen des § 23

BayStrWG sind zu beachten. Im Bereich der Gemeindbedrafsflache ist die
Errichtung der fiir das Kinderhaus notwendigen Zufahrt und die notwendige Anzahl
von Stellpldtzen in der anbaufreien Zone zulassig.

1.7 vorgeschlagene Form Baukorper
1.8 offene Bodenstandorte
1.9 Bestandsvegetation Zwischen der ndrdlichen Abbruchkante und der StaatsstraBe liegt ein Wall

1.10 wechselfeuchte Bereiche

1.11 Umgrenzungen der Flache
die von der Bebauung

freizuhalten ist.

1. Archdologische Bodenfunde

2. Trinkwasserversorgung

3. Abwasserentsorgung

4. Léschwasserversorgung

5. Richtfunktrasse

6. Normen

7. Landwirtschaftliche
Emissionen

8. Emmissionen Waldflachen

9. Héhenlage Erdgeschoss

10. Anbauverbotszone

aus abgeschobenem Oberboden mit Ruderalvegetation und Ilickenhaften
Vegetationsbereichen. Er wird siidlich des Geh- und Radweges auf ca. 20m Breite
zum Erhalt und zur Pflege festgesetzt.

Sichtdreiecke innerhalb des Geltungsbereiches

Die Bauherren bzw. Grundeigentiimer, sowie die

Bauaufsicht werden darauf hingewiesen, daB archaologische Bodenfunde, die bei
der Verwirklichung der einzelnen Bauvorhaben zu Tage kommen, der Meldepflicht
nach Art. 8 DSchG unterliegen und unverziiglich dem Bayerischen Landesamt fiir
Denkmalpflege bekannt gemacht werden miissen.

Samtliche Bauvorhaben sind vor Fertigstellung an die zentrale
Wasserversorgungsanlage der Gemeinde Oberbergkirchen anzuschlieBen.

Samtliche Bauvorhaben sind vor Bezug an die zentrale
Abwasserbeseitigungsanlage anzuschlieBen.

Einleitungen von nicht hausabwasserdhnlichen Abwéassern aus Industrie- und
Gewerbebetrieben sowie aus sonstigen privaten, kommunalen und gewerblichen
Einrichtungen in &ffentliche Abwasseranlagen diirfen nur unter Einhaltung der
Bestimmungen der jeweiligen Entwésserungssatzung erfolgen.

Weiterhin ist zu priifen, ob fiir derartige Einleitungen zusatzlich eine
Genehmigungspflicht nach § 58 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) besteht.

Die Zustimmung fiir die Einleitung ist vorab in jedem Fall beim Betreiber der
offentlichen Abwasseranlage einzuholen bzw. in Féllen, in denen der § 58 WHG
zutrifft, beim Landratsamt Muhldorf zu beantragen.

Das Hydrantennetz ist nach dem Merkblatt Nr. 1.9-6 vom 25.04.1994 des
Bayerischen Landesamtes fiir Wasserwirtschaft bzw. nach den Technischen Regeln
des Deutschen Vereines des Gas- und Wasserfaches e.V. (DVGW)-Arbeitsblatter V
331 und W 405 auszubauen. Art und Standort des Hydranten ist mit dem
Kreisbrandinspektor festzulegen.

Die Telefonica germany GmbH & Co. OHG gibt folgenden Hinweis:

Durch den Bebauungsplan verlaufen zwei Richtfunkverbindungen hindurch
(510553281 und 510553282). Bei der Planung und Positionierung von Baukranen
wird um Abstimmung gebeten. Alle geplanten Konstruktionen und notwendigen
Baukréne dirfen nicht in die Richtfunktrassen ragen und miissen daher einen
horizontalen Schutzkorridor zur Mittellinie der Richtfunkstrahlen von min. +/-20m
und einen vertikalen Schutzabstand zur Mittellinie von min +/- 10m einhalten.

Alle zum Zeitpunkt der Aufstellung giiltigen Bau- und Rechtsnormen insbesondere
Brandschutz, Immissionsschutz und Klimaschutz sind einzuhalten und bei der
Bauvorlage priifbar darzustellen.

Die Gemeinde Oberbergkirchen weist darauf hin, dass landwirtschaftliche
Geruchs-, Staub-, und Larmemmissionen aufgrund der Nahe von
landwirtschaftlichen Nutzflachen nicht vermeidbar sind. Die Belastungen sind
ortsiiblich und als zumutbar einzustufenund somit zu dulden.

Die Gemeinde Oberbergkirchen weist darauf hin, dass Emmissionen aufgrund der
Nahe von Waldflachen (wie Pollenflug, Laubfall 0.8.) sowie Beschattung durch
Waldbaume nicht vermeidbar sind. Die Belastungen sind ortsiblich und als
zumutbar einzustufen und somit zu dulden.

Die RohfuBbodenoberkante des Erdgeschosses des Gebdudes sollte mind. 25cm
Uber der Geléandehdhe nahe dem Bauvorhaben liegen. Das Gebdude ist bis zu
dieser Kote wasserdicht zu errichten. Dies gilt auch fiir Keller6ffnungen,
Lichtschéchte, Zugange, Installationsdurchfiihrungen etc. Lichtgrdben fiir
hoherwertige Nutzung der Keller sind so zu konstruieren, dass kein
Oberfldchengewasser zutreten kann.

Die gesetzlichen Anbauverbotszonen geniigen voraussichtlich nicht zum Schutz der
Anlieger vor Larm, Stauboder Abgasemissionen. Auf die von der StraBe
ausgehenden Emissionen wird daher hingewiesen. Eventuell erforderliche
LarmschutzmaBnahmen werden nicht vom Baulasttrédger der Bundes-, Staats- bzw.
KreisstraBe (ibernommen. (Verkehrslarm-schutzverordnung -- 16. BimSchV).

E. VERFAHRENSVERMERKE
1. Aufstellungsbeschluss:

Der Gemeinderat hat in der Sitzung vom 21.09.2017 die Aufstellung des Bebauungsplanes beschlossen.
Der Aufstellungsbeschluss wurde am 28.09.2017 ortsiiblich bekannt gemacht.

Oberbergkirchen, den.........ccccviviveeniiinnnn, Michael Hausperger, 1. Blirgermeister

2. Beteiligung der Offentlichkeit:

Die friihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung gemaB § 3 Abs. 1 BauGB mit &ffentlicher Darlegung und Anhérung fiir den Vorentwurf des Bebauungsplanes in
der Fassung vom 21.03.2018 hat in der Zeit vom 05.04.2018 bis einschlieBlich 07.05.2018 stattgefunden.

Oberbergkirchen, den.........ccccvivivieniiinnnn, Michael Hausperger, 1. Blirgermeister

3. Beteiligung der Behorden:

Die friihzeitige Beteiligung der Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange geméaB § 4 Abs. 1 BauGB fiir den Vorentwurf des Bebauungsplanes
in der Fassung vom 21.03.2018 hat in der Zeit vom 05.04.2018 bis einschlieBlich 07.05.2018 stattgefunden.

Oberbergkirchen, den.........cccceivvvieniiinnnn, -Siegel- Michael Hausperger, 1. Blirgermeister

4, Offentliche Auslegung:

Der Entwurf des Bebauungsplanes wurde in der Fassung vom ............... mit der Begriindung und den vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen
gemaB § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom ............... bis einschlieBlich ............... offentlich ausgelegt. Dies wurde am ............... ortsiiblich bekannt
gemacht.

Oberbergkirchen, den.........ccccvivivieniiinnnn, -Siegel- Michael Hausperger, 1. Blirgermeister

5. Beteiligung der Behorden:

Zu dem Entwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom ............... wurden die Behérden und sonstigen Tragern &ffentlicher Belange geman

§ 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom ............... bis einschlieBlich ............... beteiligt.

Oberbergkirchen, den.........ccccvivivieniiinnnn, -Siegel- Michael Hausperger, 1. Blirgermeister

6. Satzungsbeschluss:

Die Gemeinde hat mit Beschluss des Gemeinderats vom ............... den Bebauungsplan in der Fassung vom ............... gemaB § 10 Abs. 1 BauGB als
Satzung beschlossen.

Oberbergkirchen, den.........ccccovvvinieniiinnnn, -Siegel- Michael Hausperger, 1. Blirgermeister

7. Ausgefertigung:

Ausgefertigt

Oberbergkirchen, den ........c.cccooeeunen - Siegel - Michael Hausperger, 1. Blirgermeister

8. Bekanntmachung:

Die Bekanntmachung nach § 10 Abs. 3 BauGB erfolgte ortsiiblich durch Aushang am ........... Der Bebauungsplan mit der Begriindung und der

zusammenfassenden Erklarung nach § 10 Abs. 4 BauGB wird seit diesem Tag zu den ortsiiblichen Dienstzeiten in den Amtsraumen der Gemeinde

Oberbergkirchen zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Uber den Inhalt wird auf Verlangen Auskunft gegeben. Auf die Rechtsfolgen des § 44 Abs. 3
Satz 1 und 2 und Abs. 4, der §§ 214 und 215 BauGB ist hingewiesen worden (§ 215 Abs. 2 BauGB).

Der Bebauungsplan tritt mit der Bekanntmachung in Kraft (§ 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB).

-Siegel- Michael Hausperger, 1. Blirgermeister
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Landkreis Muhldorf

Bebauungsplan Nr. 16

"Ziegelberg I"
Aufstellung i.d.F. vom 21.09.2017

betreffend die FI.Nr.:

84, 85, 86, 86/5 Teil, 1745, 1746 Teil,
1747, 1748, 1749 Teil, 2066 Teil
Gemarkung Oberbergkirchen

lohrer . hochrein
landschaftsarchitekten und stadtplaner gmbh

Planfertiger

Neumihle 23 1/3
84567 Perach

Bauerstralte 8
80796 Miinchen

Plandatum 17.05.2018,
Uberarbeitet 21.06.2018
Uberarbeitet 20.09.2018




	Pläne und Ansichten
	1396_1_1000_181025_1 Blatt


